
P . b . b . Erscheinungsort Wien, Verlagspostamt 1030 Wien

2025

BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1986 Ausgegeben am 6. Juni 1986 120. Stück

295. Kundmachung: Geltungsbereich des Madrider Abkommens über die internationale Registrierung
von Marken

296. Kundmachung: Geltungsbereich der Konvention zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung
der Frau

297. Handels- und Zahlungsabkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regie-
rung der Sozialistischen Volksrepublik Albanien für die Jahre 1986—1990

295. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
27. Mai 1986 betreffend den Geltungsbereich
des Madrider Abkommens über die internatio-

nale Registrierung von Marken

Nach Mitteilungen des Generaldirektors der
Weltorganisation für geistiges Eigentum haben fol-
gende weitere Staaten ihre Ratifikations- bzw. Bei-
trittsurkunden zum Madrider Abkommen über die
internationale Registrierung von Marken (BGBl.
Nr. 400/1973) hinterlegt:

Staaten:
Datum der Hinterlegung

der Ratifikations-
bzw. Beitrittturkunde:

Ägypten 3. Dezember 1974
Belgien 31. Dezember 1974
Bulgarien 25. April 1985
Frankreich 2. Mai 1975
Italien 20. Jänner 1977
Jugoslawien 11. Juli 1973
Demokratische Volks-

republik Korea 7. März 1980
Luxemburg 19. Dezember 1974
Marokko 16. Oktober 1975
Monaco 27. Juni 1975
Mongolei 16. Jänner 1985
Niederlande 4. Dezember 1974
Sowjetunion 15. März 1976
Spanien 6. März 1979
Sudan 15. Feber 1984
Vietnam 12. Jänner 1973

Nachstehende Staaten haben anläßlich der Hin-
terlegung ihrer Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunde
folgende Vorbehalte erklärt bzw. Erklärungen
abgegeben:

BULGARIEN:

„1. Gemäß Artikel 3bis (1) des genannten Ab-
kommens (Stockholmer Akt) erklärt die Volksre-
publik Bulgarien, daß sich der Schutz aus der inter-

nationalen Registrierung auf die Volksrepublik
Bulgarien nur dann erstreckt, wenn der Inhaber der
Marke es ausdrücklich beantragt.

2. Schutz gewährt wird in der Volksrepublik Bul-
garien nach einer zwingend vorgeschriebenen Prü-
fung der Marken durch die für Patente verantwort-
liche Institution für gewerbliches Eigentum.

3. Die Volksrepublik Bulgarien erachtet die
Bestimmungen des Artikels 14 (1) des Madrider
Abkommens als unvereinbar mit der Erklärung der
Generalversammlung der Vereinten Nationen über
die Gewährung der Unabhängigkeit an Kolonial-
länder und -Völker, angenommen mit der Resolu-
tion 1514 (XV) vom 14. Dezember 1960, in der die
Notwendigkeit proklamiert wurde, dem Kolonialis-
mus in allen seinen Formen und Erscheinungen
rasch und bedingungslos ein Ende zu setzen."

FRANKREICH:

„Unter Bezugnahme auf Artikel 14 Absatz (7)
des Madrider Abkommens über die internationale
Registrierung von Marken erklärt die Regierung
der Französischen Republik, daß das genannte
Abkommen auf das Gebiet der Französischen
Republik in Europa, auf die Departements von
Guyana, Guadeloupe, Martinique und Réunion
Anwendung findet sowie auf die Überseegebiete
von Neukaledonien, Französisch Polynesien,
St. Pierre und Miquelon, die Inseln Wallis und
Futuna und den Französischen Südlichen und
Antarktischen Gebieten.

Hinsichtlich Artikel 3bis erklärt sie, daß sich der
Schutz aus der internationalen Registrierung nur
dann auf Frankreich erstreckt, wenn der Inhaber
der Marke es ausdrücklich beantragt."

DEMOKRATISCHE VOLKSREPUBLIK
KOREA:

„Gemäß Artikel 3bis (1) des genannten Abkom-
mens erklärt die Regierung der Demokratischen
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Volksrepublik Korea, daß sich der Schutz aus der
internationalen Registrierung nur dann auf die
Demokratische Volksrepublik Korea erstreckt,
wenn der Inhaber der Marke es ausdrücklich bean-
tragt."

MONGOLEI:

„Die Regierung der Mongolischen Volksrepu-
blik beruft sich auf das in Artikel 3bis vorgesehene
Recht, demzufolge sich der Schutz aus der interna-
tionalen Registrierung nur dann auf ihr Land
erstreckt, wenn der Inhaber der Marke es aus-
drücklich beantragt.

Die Regierung der Mongolischen Volksrepublik
erklärt, daß die Anwendung des Madrider Abkom-
mens in seiner abgeänderten Fassung sich auf Mar-
ken beschränkt, die ab dem Zeitpunkt registriert
wurden, an dem das genannte Abkommen für die
Mongolische Volksrepublik in Kraft tritt; Beteiligte
können aber die Ausdehnung des Schutzes aus der
internationalen Registrierung auf solche Marken
beantragen, die bereits Gegenstand einer früheren,
in der Mongolischen Volksrepublik noch in Kraft
stehenden nationalen Registrierung waren."

SOWJETUNION:

„Die Regierung der Union der Sozialistischen
Sowjetrepubliken hat, unter Bezugnahme auf Arti-
kel 3bis des genannten Akts, dem Generalsekretär
notifiziert, daß der Schutz aus der internationalen
Registrierung sich nur dann auf die Sowjetunion
erstreckt, wenn der Inhaber der Marke es aus-
drücklich beantragt, und unter Bezugnahme auf
Artikel 14 (2) (d) und (f) erklärt, daß die Anwen-
dung des genannten Akts sich auf Marken
beschränkt, die ab dem Zeitpunkt registriert wer-
den, an dem ihr Beitritt in Kraft tritt.

Die Bestimmungen des Artikels 14 (7) werden als
überholt angesehen und als unvereinbar mit der
Erklärung der Generalversammlung der Vereinten
Nationen über die Gewährung der Unabhängigkeit
an Kolonialländer und -Völker [Resolution 1514
(XV) der Generalversammlung der Vereinten
Nationen vom 14. Dezember 1960], mit der die
Notwendigkeit proklamiert wurde, dem Kolonialis-
mus in allen seinen Formen und Erscheinungen
rasch und bedingungslos ein Ende zu setzen."

SUDAN:

„Die Demokratische Republik Sudan beruft sich
auf das in Artikel 3bis des genannten Madrider
Abkommens in seiner derzeitigen Fassung vorgese-
hene Recht, demzufolge sich der Schutz aus der
internationalen Registrierung nur dann auf die
Demokratische Republik Sudan erstreckt, wenn der
Inhaber der Marke es ausdrücklich beantragt. Ein
solcher Antrag („Antrag auf territoriale Ausdeh-
nung") kann, soweit es die Demokratische Repu-
blik Sudan betrifft, nicht nur bezüglich einer inter-

nationalen Registrierung gemacht werden, die das
Datum des 16. Mai 1984 oder ein späteres Datum
trägt, sondern auch für eine internationale Regi-
strierung, die ein vor dem 16. Mai 1984 liegendes
Datum trägt. Anträge auf territoriale Ausdehnung
sind im Wege der Behörde des Ursprungslandes zu
stellen und werden zu dem Zeitpunkt wirksam, zu
dem sie im internationalen Register eingetragen
werden."

VIETNAM:

„Gemäß Artikel 3bis (1) des genannten Abkom-
mens erstreckt sich der Schutz aus der internationa-
len Registrierung nur dann auf die Sozialistische
Republik Vietnam, wenn der Inhaber der Marke es
ausdrücklich beantragt."

Sinowatz

296. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
27. Mai 1986 betreffend den Geltungsbereich
der Konvention zur Beseitigung jeder Form

von Diskriminierung der Frau

Nach Mitteilung des Generalsekretärs der Ver-
einten Nationen haben folgende weitere Staaten
ihre Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunden zur Kon-
vention zur Beseitigung jeder Form von Diskrimi-
nierung der Frau (BGBl. Nr. 443/1982, letzte
Kundmachung des Geltungsbereiches BGBl.
Nr. 19/1986) hinterlegt:

Staaten:
Datum der Hinterlegung
der Ratifikations- bzw.

Bettrittsurkunde:

Ghana 2. Jänner 1986
Irland 23. Dezember 1985
Türkei 20. Dezember 1985

Nachstehende Staaten haben anläßlich der Hin-
terlegung ihrer Beitrittsurkunde Vorbehalte erklärt
bzw. Erklärungen abgegeben:

IRLAND:

Vorbehalte:

„Artikel 9 (1)

Bis zur vorgeschlagenen Abänderung des Geset-
zes über die Staatsangehörigkeit, die bereits weit
gediehen ist, behält sich Irland das Recht vor, die
Bestimmungen seines derzeitigen Gesetzes betref-
fend den Erwerb der Staatsangehörigkeit durch
Eheschließung beizubehalten.

Artikel 13 (b) und (c)

Die Frage einer Ergänzung der in der irischen
Verfassung enthaltenen Gleichheitsgarantie durch
besondere Rechtsvorschriften über den Zugang zu
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Krediten und anderen Dienstleistungen und Frei-
zeitaktivitäten, sofern sie von privaten Personen,
Organisationen oder Unternehmen geboten wer-
den, wird derzeit geprüft. Vorderhand behält sich
Irland das Recht vor, die auf diesem Gebiet gelten-
den Rechtsvorschriften als für die Erreichung der
Ziele der Konvention in Irland geeignet zu erach-
ten.

Artikel 15

Betreffend Absatz 3 dieses Artikels behält sich
Irland das Recht vor, die im irischen Recht beste-
henden Vorschriften, welche den Frauen gleiche
Rechtsfähigkeit wie den Männern zuerkennen,
durch keine weiteren Rechtsvorschriften betreffend
die Gültigkeit von Verträgen oder anderen von
Frauen unabhängig abgeschlossenen Privaturkun-
den zu ergänzen.

Betreffend Absatz 4 dieses Artikels beachtet
Irland die Gleichberechtigung der Frauen hinsicht-
lich der Freizügigkeit und der freien Wahl ihres
Wohnsitzes; bis zur vorgeschlagenen Abänderung
des Wohnsitzrechts, die bereits weit gediehen ist,
behält es sich das Recht vor, seine bestehenden
Rechtsvorschriften beizubehalten.

Artikel 16, 1 (d) und (f)

Irland ist der Auffassung, daß es zur Verwirkli-
chung der Ziele der Konvention in Irland nicht
erforderlich ist, hinsichtlich . der Vormundschaft,
der Annahme an Kindesstatt und des Sorgerechts
für unehelich geborene Kinder den Männern glei-
che Rechte einzuräumen wie den Frauen, und
behält sich das Recht vor, die Konvention in diesem
Sinne anzuwenden.

Artikel 11 (1) und 13 (a)

Irland behält sich das Recht vor, das Gesetz über
das Recht auf gleiche Entlohnung aus 1974 und das
Gesetz über die Gleichbehandlung am Arbeitsplatz
aus 1977 und andere, in Anwendung der Arbeits-

möglichkeiten und die Entlohnung betreffenden
Normen der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft getroffene Maßnahmen als für die Durch-
führung der Artikel 11 1 (b), (c) und (d) ausrei-
chend zu erachten.

Irland behält sich das Recht vor, die irischen
Rechtsvorschriften auf dem Gebiet der sozialen
Sicherheit, die für die Frauen günstiger sind als für
Männer, vorderhand beizubehalten und bis zum
Inkrafttreten des Gesetzes über die soziale Wohl-
fahrt (Novelle) (Nr. 2) aus 1985 für die Berechti-
gung verheirateter Frauen zu bestimmten Leistun-
gen der sozialen Sicherheit besondere Bestimmun-
gen anzuwenden."

TÜRKEI:

Vorbehalte:

„Die Regierung der Republik Türkei (macht
Vorbehalte) hinsichtlich jener die Familienbezie-
hungen betreffenden Artikel der Konvention, die
mit den Bestimmungen des türkischen bürgerlichen
Gesetzbuches nicht ganz vereinbar sind, insbeson-
dere der Artikel 15 Abs. 2 und 4 und Artikel 16
Abs. 1 (c), (d), (f).und (g), sowie hinsichtlich des
Artikels 29 Abs. 1. Gemäß Artikel 29 Abs. 2 der
Konvention erklärt die Republik Türkei, daß sie
den Absatz 1 dieses Artikels für sich nicht als ver-
bindlich erachtet."

Erklärung:

„Die Regierung der Republik Türkei erklärt, daß
Artikel 9 Abs. 1 der Konvention den Bestimmungen
des Artikels 5 Abs. 1 und der Artikel 15 und 17 des
türkischen Staatsbürgerschaftsgesetzes nicht entge-
gensteht, die den Erwerb der Staatsangehörigkeit
betreffen, da es der Zweck dieser Bestimmungen
über den Erwerb der Staatsangehörigkeit durch
Eheschließung ist, Staatenlosigkeit zu verhindern."

Sinowatz

297.

HANDELS- UND Z A H L U N G S -
ABKOMMEN

ZWISCHEN DER ÖSTERREICHISCHEN
BUNDESREGIERUNG UND DER
REGIERUNG DER SOZIALISTISCHEN
VOLKSREPUBLIK ALBANIEN FÜR DIE

JAHRE 1986—1990

Die Österreichische Bundesregierung und die
Regierung der Sozialistischen Volksrepublik Alba-
nien (im folgenden: beide Seiten) haben, vom Wun-
sche geleitet, die Handelsbeziehungen zwischen
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den beiden Staaten auf der Grundlage der Gleich-
berechtigung und des gegenseitigen Vorteils weiter
zu entwickeln, folgendes vereinbart:

Artikel 1

(1) Der Warenverkehr zwischen der Republik
Österreich und der Sozialistischen Volksrepublik
Albanien wird sich in Übereinstimmung mit den
Rechtsvorschriften, die in jedem der beiden Staaten
für die Ein- und Ausfuhr jeweils in Kraft stehen,
sowie auf Grund der Bestimmungen des vorliegen-
den Abkommens entwickeln.

(2) Beide Seiten werden die notwendigen
Schritte unternehmen, um eine weitere Erhöhung
des Warenaustausches zu erreichen.

Artikel 2

Die Liste „A/1986—1990" (albanischer Export
nach Österreich) und die Liste „B/1986—1990"
(österreichischer Export nach Albanien), die einen
integrierenden Bestandteil dieses Abkommens dar-
stellen, enthalten Waren von Interesse für die
Exporte beider Länder. Diese Listen sind indikativ,
haben keinen restriktiven Charakter und werden in
den jeweiligen Jahresprotokollen präzisiert und
vervollständigt.

Artikel 3

Zur Durchführung des Warenaustausches im
Rahmen dieses Abkommens werden beide Seiten in
Übereinstimmung mit den jeweils geltenden
Rechtsvorschriften die erforderlichen Bewilligun-
gen erteilen bzw. gegebenenfalls notwendige admi-
nistrative Maßnahmen treffen.

Artikel 4

(1) Beide Seiten stimmen überein, daß die gegen-
seitigen Warenlieferungen gemäß dem vorliegen-
den Abkommen zu den auf den internationalen
Hauptmärkten geltenden Preisen erfolgen sollen.

(2) Im Falle von Schwierigkeiten auf dem Preis-
gebiet werden die beiderseits zuständigen Stellen
zu ihrer Behebung geeignete Maßnahmen ergrei-
fen.

Artikel 5

Die zuständigen Behörden beider Staaten wer-
den Anträge auf Bewilligung von Transit- und
Reexportgeschäften wohlwollend behandeln.

Artikel 6

(1) Die Lieferung von Waren gemäß diesem
Abkommen wird auf Grund von Verträgen abge-
wickelt werden, die zwischen österreichischen
Unternehmen, juristischen und physischen Perso-
nen einerseits und Außenhandelsbetrieben der
Sozialistischen Volksrepublik Albanien anderer-
seits, abgeschlossen werden.
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(2) Beide Seiten werden bemüht sein, den
Abschluß von langfristigen Verträgen zwischen den
im Absatz 1 dieses Artikels genannten Vertrags-
partnern zu fördern.

Artikel 7

Beide Seiten werden nach Maßgabe der gelten-
den innerstaatlichen Rechtsvorschriften folgende
Waren und Gegenstände bei der Ein- und Ausfuhr
von Zöllen und sonstigen Eingangs- und Ausgangs-
abgaben befreien:

a) Warenmuster und Werbematerialien, die zum
Zweck der Werbung benötigt werden, sofern
sie keinen Handelswert haben oder wieder
ausgeführt werden,

b) Werkzeuge und Gegenstände, die von Mon-
teuren zum Zweck der Montage oder Repa-
ratur eingeführt werden, vorausgesetzt, daß
diese Werkzeuge und Gegenstände wieder
ausgeführt werden,

c) Waren und Gegenstände für Messen und
Ausstellungen, vorausgesetzt, daß diese
Waren und Gegenstände wieder ausgeführt
werden,

d) Ausrüstungen und andere Erzeugnisse, die
für Versuche, Proben und wissenschaftliche
Forschungen eingeführt werden, vorausge-
setzt, daß diese Waren wieder ausgeführt
werden.

Artikel 8

Die Zahlungen zwischen der Republik Öster-
reich und der Sozialistischen Volksrepublik Alba-
nien werden in Übereinstimmung mit den Devisen-
vorschriften, die in jedem der beiden Staaten
jeweils in Kraft stehen, in frei konvertierbarer
Währung erfolgen.

Artikel 9

Beide Seiten kommen überein, daß die Überwa-
chung der Erfüllung dieses Abkommens durch
Zusammentreffen von Regierungsdelegationen bei-
der Länder erfolgen soll, die auf Verlangen einer
der beiden Seiten abwechselnd in Wien und Tirana
zusammentreten werden, um

a) die Entwicklung der Handelsbeziehungen zu
prüfen,

b) Maßnahmen zur weiteren Entwicklung des
Warenaustausches zwischen den beiden Län-
dern vorzuschlagen,

c) Jahresprotokolle und Listen der Waren, wel-
che ausgetauscht werden sollen, zu erstellen.

Artikel 10

Die Bestimmungen des vorliegenden Abkom-
mens werden auch nach seinem Außerkrafttreten
auf vorher abgeschlossene beziehungsweise bewil-
ligte und noch nicht oder nur teilweise durchge-
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führte Geschäfte bis zu ihrer vollständigen Abwick-
lung angewendet werden.

Artikel 11

(1) Das vorliegende Abkommen tritt 60 Tage
nach Unterzeichnung in Kraft und gilt bis
31. Dezember 1990.

(2) Dieses Abkommen bleibt automatisch jeweils
ein weiteres Jahr in Kraft, wenn es nicht drei
Monate vor Ablauf seiner Gültigkeit von einer der
beiden Seiten schriftlich, auf diplomatischem Wege,
gekündigt wird.

(3) Mit Inkrafttreten des vorliegenden Abkom-
mens verliert das „Handels- und Zahlungsabkom-
men zwischen der Österreichischen Bundesregie-
rung und der Regierung der Sozialistischen Volks-
republik Albanien für die Jahre 1980—1984", das
am 18. Oktober 1979 in Tirana unterzeichnet wor-
den war, seine Gültigkeit.

Geschehen zu Tirana, am 6. März 1986, in zwei
Urschriften, jeweils in deutscher und albanischer
Sprache, wobei beide Texte in gleicher Weise
authentisch sind.

Für die Österreichische Bundesregierung:
Dr. Erich Schmid m. p.

Für die Regierung der Sozialistischen Volksrepu-
blik Albanien:

Shane Korbeci m. p.

Liste „A/1986—1990"
Albanischer Export nach Österreich
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Liste „B/1986—1990"
Österreichischer Export nach Albanien
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Dieses Abkommen tritt gemäß seinem Artikel 11 Abs. 1 am 5. Mai 1986 in Kraft.

Sinowatz
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